
Ausnahmsweise kann es aus anzuerkennenden persön­
lichen Gründen (z. B. gesundheitliche Beeinträchtigung; 
berechtigtes Fortbildungsinteresse u. a.), aber auch im 
gesellschaftlichen Interesse (z. B. bei strukturellen Ver­
änderungen im Betrieb) notwendig werden, den Arbeits­
platz vor'Ablauf der festgelegten Zeit zu wechseln. Das 
darf der Verurteilte — wie im Beschluß des Präsidiums 
ausgeführt wird — nicht ohne Einverständnis des Ge­
richts tun. Dabei treten folgende Fragen auf:
a) In welcher Form erklärt das Gericht, daß es mit 

einem Wechsel des Arbeitsplatzes einverstanden ist?
Eine Antwort läßt sich unschwer finden, wenn Klarheit 
darüber besteht, daß die notwendige Erklärung in der 
Neuzuweisung eines Arbeitsplatzes zur weiteren Be­
währung besteht und damit eine durch das Urteil ge­
troffene Maßnahme teilweise inhaltlich geändert wird. 
Deshalb kann das Gericht sein Einverständnis mit dem 
Wechsel nur durch Beschluß erklären.
b) Welche Wirkungen ergeben sich aus dem gericht­

lichen Beschluß hinsichtlich des Fortbestehens der 
Arbeitsplatzbindung?

Der Ansicht, daß es sich bei dem Beschluß um eine 
völlig neue Entscheidung handele, die die Frage na£h 
dem Fortbestehen der Arbeitsplatzbindung überhaupt 
einschließt, muß widersprochen werden.
Bei der bedingten Verurteilung hat das Gericht zu be­
antworten:
— ob und ggf. wie lange die künftige erzieherische Ein­

wirkung auf den Verurteilten durch Arbeit und 
Arbeitskollektiv mit der Bindung an einen Arbeits­
platz zu sichern ist;

— an welcher Arbeitsstelle dieses Ziel am besten er­
reicht wird.

Die Antwort hierauf findet des Gericht auf der Grund­
lage des Beweisergebnisses einer unter Mitwirkung ge­
sellschaftlicher Kräfte durchgeführten Hauptverhand­
lung. Deshalb muß im Falle des Ausspruchs der Arbeits­
platzbindung durch Urteil die erste Frage als endgültig 
beantwortet angesehen werden. Treten die oben bei­
spielhaft angeführten Gründe für einen vorzeitigen Ar­
beitsplatzwechsel ein, dann kann es sich folglich nur 
noch darum handeln, erneut darüber zu befinden, an 
welcher Arbeitsstelle das erzieherische Ziel der Arbeits­
platzbindung erreicht werden kann. Die im Urteil aus­
gesprochene Arbeitsplatzbindung wirkt also weiter; es 
wird lediglich den neu eingetretenen Bedingungen Rech­
nung getragen.
Der Beschluß des Gerichts müßte etwa lauten:

„Die durch Urteil des Kreis-(Bezirks-)gerichts N ...' 
vom ... ausgesprochene Verpflichtung des Verurteil­
ten, seinen Arbeitsplatz beim VEB .. auf die Dauer 
von... nicht zu wechseln und besonders in seiner 
Arbeit zu zeigen, daß er die richtigen Schlußfolge­
rungen aus seiner Verurteilung gezogen hat, gilt mit 
Wirkung vom ... für den neuen Arbeitsplatz beim 
VEB ...“

c) Ist dieser Beschluß durch Beschwerde angreifbar?
Im Präsidiumsbeschluß vom 21. April 1965 wird die 
Arbeitsplatzbindung als Teil des Strafausspruchs für 
selbständig anfechtbar erklärt. Wir sind der Meinung, 
daß auch der Beschluß über den Wechsel des Arbeits­
platzes mit der Beschwerde anfechtbar ist. Dafür gelten- 
die gleichen Gesichtspunkte wie für die Anfechtbarkeit 
der Arbeitsplatzbindung schlechthin5.
Verfahren bei böswilligem Verstoß gegen die 
Arbeitsplatzbindung
In der gerichtlichen Praxis ist die Frage aufgetreten, 
wie zu verfahren ist, wenn der Verurteilte, der seiner
5 Vgl. Lischke Schröder, „Einige Probleme zur Anwendung der 
Arbcitsplatzverpflichtung“, NJ 1964 S. 464.

Arbeitsplatzverpflichtung nicht nachgekommen ist, zu 
der mündlichen Verhandlung des Gerichts über die 
einzuleitende Vollstreckung der bedingt ausgesproche­
nen Strafe nicht erscheint und sich der Vorführung 
durch Aufenthaltswechsel entzieht.
Hierzu wurde vorgeschlagen, entweder gern. §§ 183, 194 
Abs. 2 StPO gegen den Verurteilten Haftbefehl zu er­
lassen oder in seiner Abwesenheit zu verhandeln. Weder 
das eine noch das andere ist im Rechtspflegeerlaß bzw. 
im Gesetz zur Änderung und Ergänzung strafrecht­
licher und verfahrensrechtlicher Bestimmungen vom
17. April 1963 (GBl. I S. 65) ausdrücklich geregelt. Zur 
Verhandlung nach § 1 Abs. 2 StEG ist lediglich gesagt, 
daß sie mündlich, d. h. in Anwesenheit der Verfahrens­
beteiligten — und damit auch des Verurteilten — er­
folgen muß. Wir vertreten daher die Ansicht, daß auf 
diese Verhandlung die Vorschriften der StPO über die 
Hauptverhandlung und deren Vorbereitung, z. B. über 
die Ladung, anzuwenden sind. Wir halten daher auch 
die §§ 183 und 194 Abs. 2 StPO für anwendbar, die im 
äußersten Fall auch die Verhaftung des zur mündlichen 
Verhandlung nicht erschienenen Verurteilten zulassen. 
Ein die Verhaftung rechtfertigender Fall wird dabei 
nur dann angenommen werden dürfen, wenn sich der 
Verurteilte einer Vorführung durch Aufenthaltswechsel 
entzieht. In allen anderen Fällen erscheint die Anord­
nung der Vorführung als ausreichend.
Für nicht anwendbar halten wir dagegen die Vorschrif­
ten über die Hauptverhandlung gegen den ausgebliebe­
nen Angeklagten (§ 195 StPO). Es ist nicht möglich, die 
im besonderen Maße von der Persönlichkeit des Ver­
urteilten abhängige Frage, ob die bedingt ausge­
sprochene Strafe zu vollstrecken ist, in Abwesenheit 
des Verurteilten ausreichend exakt zu beantworten. Im 
übrigen würde § 195 StPO wegen der Beschränkung der 
Höhe der in diesem Verfahren möglichen Strafe — die 
auch für die Höhe der zur Vollstreckungsanordnung 
anstehenden Strafe gelten müßte — selbst im Falle 
seiner Anwendbarkeit nicht sehr häufig praktisch 
werden.

Ablehnung der Zulassung eines gesellschaftlichen 
Verteidigers
Verschiedentlich ist die Frage gestellt worden, ob die 
Zulassung eines gesellschaftlichen Verteidigers abge­
lehnt werden darf, wenn ein Kollektiv mit dessen Be­
auftragung den Angeklagten lediglich der strafrecht­
lichen Verantwortung entziehen, ihn sozusagen „heraus­
hauen“ will.
Alle Kollektive, die einen gesellschaftlichen Verteidiger 
beauftragen, haben nach dem Rechtspflegeerlaß das 
Recht, Beweise zur Entlastung des Angeklagten vorzu­
bringen und mildernde Umstände für ihn zu begrün­
den. Sie tun dies in der weitaus überwiegenden Anzahl 
aller Fälle auf der Grundlage des Gesetzes. Die Auf­
fassung, den Angeklagten „herauszuhauen“, wird nur 
äußerst selten zur Beauftragung eines gesellschaftlichen 
Verteidigers führen. Aber auch in diesen Fällen gibt es 
u. E. weder eine Berechtigung noch Veranlassung, die 
Zulassung des vom Kollektiv beauftragten gesellschaft­
lichen Verteidigers abzulehnen. Der Präsidiumsbe­
schluß führt die Ablehnungsgründe erschöpfend auf. 
Danach ist der Antrag abzulehnen, wenn
— ein kollektiver Auftrag zur gesellschaftlichen Ver­

teidigung überhaupt nicht erteilt wurde,
— der Antrag nicht von einem Kollektiv oder Organ 

i. S. des Rechtspflegeerlasses (Erster Abschnitt, IV, 
C, 1) gestellt wurde,

— in der Person des Anklägers oder Verteidigers 
Gründe liegen, die beim Angeklagten begründete Be­
denken gegen dessen Auftreten hervorrufen.
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